
Stadtgerichts und dem Stadtrat für Wohnungspolitik hat 
sich eine enge Zusammenarbeit der Gerichte mit den 
Abteilungen Wohnungspolitik und Wohnungswirtschaft 
des Magistrats und der Räte der Stadtbezirke entwik- 
kelt. Besonders positive Arbeitsergebnisse gibt es — z. T. 
auf der Grundlage von Vereinbarungen — in den Stadt­
bezirken Pankow, Lichtenberg und Friedrichshain. Es 
finden in regelmäßigen Abständen gemeinsame Arbeits­
beratungen statt, die zur Klärung aufgetretener Pro­
bleme beitragen. Dadurch wird auch das einheitliche 
Vorgehen der Staatsorgane gewährleistet.
In besonderen Härtefällen wird durch die Zusammen­
arbeit ermöglicht, Bürger bereits kurze Zeit nach der 
Ehescheidung mit anderem Wohnraum zu versorgen. 
In der gerichtlichen Tätigkeit erlangte Hinweise auf 
unterbelegten oder unberechtigt in Anspruch genomme­
nen Wohnraum werden den örtlichen Organen über­
mittelt, damit sie die erforderlichen Maßnahmen ergrei­
fen können.
In der Regel wirken die Gerichte darauf hin, daß die 
Prozeßparteien im Eheverfahren einen Vergleich über 
die Ehewohnung abschließen, oder sie veranlassen sie 
zu sachdienlichen Anträgen. Diese Praxis hat sich be­
währt. Dadurch haben sich die Fälle, in denen nach Ab­
schluß des Scheidungsverfahrens über die Ehewohnung 
entschieden werden muß, also ein neues Verfahren an­
hängig wird, zahlenmäßig stark verringert. Das schmä­
lert jedoch nicht den Wert einer außergerichtlichen Ver­
einbarung. Sie ist zulässig und — wenn sie dem Gesetz 
entspricht — rechtswirksam. Die Vereinbarung berech­
tigt einen Ehegatten dazu, neuen Wohnraum zu be­
antragen. Die Ehegatten sollten jedoch von den Gerich­
ten darauf hingewiesen werden, solche außergericht­

lichen Vereinbarungen möglichst schriftlich abzufassen, 
damit spätere Streitigkeiten vermieden werden.

Fragen der Vollstreckung

Die im Wege der Vollstreckung erfolgende Räumung der 
Ehewohnung durch den räumungspflichtigen geschiede­
nen Ehegatten ist grundsätzlich erst dann möglich, wenn 
diesem eine andere Wohnung rechtskräftig zugewiesen 
worden ist (§ 128 Abs. 2 ZPO), es sei denn, er hat durch 
schlüssiges Verhalten eindeutig zu erkennen gegeben, 
daß er bis zur Zuweisung von Ersatzwohnraum ander- 
weit mit Wohnraum versorgt ist und auf die Mitbenut­
zung der Ehewohnung verzichtet./2/
In Berlin wird so verfahren, daß beide geschiedenen 
Ehegatten für den zur Räumung Verpflichteten anderen 
Wohnraum beantragen können. Das erwies sich deshalb 
als notwendig, weil mancher Räumungspflichtige nicht 
bereit ist, sich um anderen Wohnraum zu bemühen. 
Sobald es möglich ist, dem Räumungspflichtigen Wohn­
raum zuzuweisen, erhält der in der Ehewohnung ver­
bleibende geschiedene Ehegatte die Durchschrift der 
Zuweisung zur Kenntnis. Dadurch kann er ggf. die Räu­
mung einleiten.
Dabei ist jedoch zu beachten, daß die Zuweisung nicht 
sofort rechtskräftig ist, sondern der Bürger ein Be­
schwerderecht gegen sie hat (§ 22 WRLVO). Erst wenn 
die Beschwerdefrist (eine Woche nach Zustellung) ab­
gelaufen und die Zuweisung rechtskräftig ist, darf die 
Räumung eingeleitet und durchgeführt werden.

/2/ Vgl. OG, Urteü vom 3. Oktober 1972 - 1 ZzF 16/72 - (NJ 1973 
S. 121).

Erläuterungen zum neuen Zivilrecht
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Die Regelung der Dienstleistungen auf dem Gebiet von Reise und Erholung
Die sozialistische Lebensweise umfaßt die gesamte Le­
benstätigkeit und die menschlichen Beziehungen in al­
len Bereichen. Bei ihrer Ausprägung nimmt die sinn­
voll genutzte Freizeit einen bedeutenden Platz ein, weil 
sie eine Quelle für die Entfaltung der schöpferischen 
Fähigkeiten des Menschen ist und auf die Erhöhung der 
Effektivität der Arbeit zurückwirkt. Dieser Gedanke 
findet seinen Ausdruck in Art. 34 der Verfassung, der 
jedem Bürger das Grundrecht auf Freizeit und Erholung 
einräumt, das u. a. durch den vollbezahlten Jahres­
urlaub sowie durch den Ausbau von Erholungs- und 
Urlaubszentren gewährleistet wird.
Die gesetzliche Ausgestaltung des Vertrags über Reise 
und Erholung in §§ 204 bis 216 ZGB trägt dazu bei, die 
Bedürfnisse der Bürger nach Erholung und kulturvoller 
Freizeitgestaltung zu befriedigen (§204 Abs. 1 Satz 2). 
In der Regel kann davon ausgegangen werden, daß mit 
der vertragsgemäßen Erfüllung eines Reiseleistungs­
vertrags das von der sozialistischen Gesellschaft und 
dem einzelnen Bürger gleichermaßen verfolgte Ziel, 
durch eine sinnvolle Erholung die Arbeitskraft des 
Bürgers zu reproduzieren, realisiert wird. Jedoch kann 
der erstrebte Reproduktions- bzw. Erholungseffekt kei­
neswegs als zivilrechtliche Schuldverpflichtung des 
Reisebüros verstanden werden, da der Eintritt dieses 
Erfolgs auch von zahlreichen anderen Faktoren abhän­
gig ist, die das Reisebüro in der Regel nicht beeinflus­
sen kann.
Das Reisebüro ist verpflichtet, für den Bürger die ver­

einbarten materiellen Voraussetzungen (z. B. Beförde­
rung, Verpflegung und Unterkunft) zu schaffen, das ver­
traglich zugesicherte Reiseprogramm einzuhalten und 
sich auch sonst vertragsgemäß zu verhalten.

Informations- und Beratungspflicht des Reisebüros

Die Informations- und Beratungspflicht des Reise­
veranstalters gegenüber dem Bürger (§ 205 ZGB) er­
langt bei den Dienstleistungen auf dem Gebiet von 
Reise und Erholung besondere Bedeutung.
Die Rechtspflicht des Reisebüros, die Bürger in Vor­
bereitung des Abschlusses eines Reiseleistungsvertrags 
sachkundig zu beraten, dient dem Ziel, eine möglichst 
große Übereinstimmung zwischen den Erwartungen des 
Bürgers und den tatsächlichen Gegebenheiten des Ur­
laubsaufenthalts herzustellen. Hierzu gehören neben 
den Angaben über Fahrtroute oder Reiseziel, Kategorie 
der Leistungen, Art der Beförderung und Unterbrin­
gung, Reiseprogramm, Teilnahmebedingungen und 
Preis auch eine qualifizierte Information mit Hilfe von 
Reiseprospekten und Reisekatalogen in Wort und Bild. 
Die komplexe Information des Reisebüros muß den 
Bürger in die Lage versetzen, sich ein möglichst genaues 
Bild von seiner Reise oder seinem Erholungsaufenthalt 
zu machen. Der Bürger muß praktisch ebenso klare 
Vorstellungen von seiner Reise erhalten wie ein anderer, 
der sich z. B. vor dem Kauf eines technischen Geräts 
mittels der sachkundigen Beratung durch den Verkäufer
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